
übernahm die SPS in der Schulpolitik gänzlich den Part ihrerMutterpartei aus der Zeit der

Weimarer Republik. Da auch die Liberalen, die sich zur Demokratischen Partei Saar

(DPS) zusammengeschlossen hatten, und die Kommunisten (KP) in ihren schulprogram¬

matischen Zielsetzungen der Vergangenheit treu blieben, erneuerten sich nach 1945 an

der Saar bald jene schulpolitischen Fronten, wie sie während des Völkerbundregimes

analog den Verhältnissen im Deutschen Reich zur Zeit derWeimarer Republik bestanden

hatten. Auf der einen Seite fungierte die CVP energisch als Anwalt eines katholischen
Schulprogramms und seiner entschiedenen Forderung nach einem konfessionell struk¬

turierten öffentlichen Bildungssystem, auf der anderen Seite formierten sich SPS und DPS

und kämpften für ein weitgehend säkularisiertes staatliches Schulwesen, in dessen

Rahmen der Kirche lediglich religiöse Lehrrechte zugestanden werden sollten. Die Kom¬

munisten propagierten ihr Ideal von der sozialistischen Weltanschauungsschule, die im

Zeichen ihrer klassentheoretischen Kritik einheitlich strukturiert sein sollte39 . Was den

Kampf um den pädagogisch-geistigen Charakter des öffentlichen Bildungswesens an der

Saar nach 1945 vonWeimar unterschied, war die Eigenart einer lokalen Situation, die sich

konkret in klaren Mehrheitsverhältnissen ausdrückte und darum von vornherein jene di¬

latorisch wirkenden Kompromißformeln im Verfassungsrechtlichen verhinderte, die mit
ihren vagen und beliebig interpretierbaren Aussagen in der Zeit von 1918 bis 1933 die An¬

näherung schulpolitischer Gegensätze eher sabotiert als begünstigt hatten40 . Diese Blok-

kade des schulpolitischen Gestaltungswillens hatte auch das Saargebiet erdulden müssen,

da hier das Schulpolitische trotz des Völkerbundregimes gänzlich an der Entwicklung im

Deutschen Reich orientiert blieb. Allerdings waren die Auseinandersetzungen um die

Schule an der Saar nur mittelbar spürbar41 .

Die Aussicht auf eine christlich geprägte öffentliche Ordnung motivierte die CVP sicher¬

lich in besonderem Maße für einen autonomistischen Kurs. Gleichwohl konnten auch die
Sozialdemokraten auf eine Fülle von Argumenten zurückgreifen, um ihre politische Zu¬

stimmung zur saarländischen Autonomie zu geben und zu rechtfertigen. Das galt vor

allem für die dringend anstehenden Sozialfragen, in denen die SPS aber auch die CVP sehr

sensibel war und wo sie trotz aller weltanschaulichen Gegensätze ein hohes Maß an Ge¬

meinsamkeit erreichten. Die Konvergenz nahm ihren Ausgangspunkt in der übereinstim¬

mend postulierten Absicht, das französische Angebot zur Kooperation anzunehmen.

Beide Parteien begründeten ihre Haltung mit ihrer zuversichtlichen Erwartung, die mate¬

rielle Existenz ihres Landes innerhalb einer geplanten saarländisch-französischen Wirt¬

39 Die hier skizzierte schulpolitische Frontstellung der saarländischen Parteien spiegelt sich am
deutlichsten in den Niederschriften über die 14. und 15. Sitzung der Verfassungskommission am
13.8.1947bzw. 18.8.1947, in der Niederschrift über die 2. Sitzung des Verfassungsausschusses
der Gesetzgebenden Versammlung am 22. 10. 1947 und in den Sitzungsprotokollen der Gesetz¬
gebenden Versammlung des Saarlandes am 6. 11. 1947 wider. Die Auswertung der Quellen er¬

folgtim nächsten Kapitel. Sie sind abgedruckt bei R. Stöber (Pseudonym für H. Schneider),
S. 194 ff., S. 221 ff., S. 330 ff. und S. 396 ff.

40 Beispielhaft hierfür ist der Artikel 146 der Reichsverfassung vom 11. 8. 1919, der aufgrund des

sogenannten Weimarer Schulkompromisses zustande kam und unter anderem auch den künf¬
tigen Charakter der Volksschule festzulegen suchte. Dieser Passus war derart unklar und mehr¬
deutig formuliert, daß er den Parteien hinreichend Gelegenheit bot, ihre schulpolitischen Ab¬
sichten abweichend vom Sinngehalt der Verfassungsbestimmungen zu vertreten, ohne gleich¬
zeitig die in der Verfassung gewollte Überbrückung der gegensätzlichen Auffassungen zu versu¬
chen.

41 Vgl. hierzu im einzelnen M.Zenner, Parteien, S. 100 ff. und S. 152 ff.
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